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In dieser Ausgabe

„Mit Hochdruck“ soll die neue Ab-
teilung die Digitalisierung voran-
bringen und dazu alle Kompeten-
zen bündeln. Vonseiten des BMI 
heißt es dazu: „Die vergangenen 
Wochen hätten die Bedeutung ei-
nes digital funktionierenden Staa-
tes verdeutlicht: In kurzer Zeit 
hätten Behörden bundesweit hun-
derttausende Anträge auf Kurzar-
beitergeld, Soforthilfen für Unter-
nehmen und andere Unterstüt-
zungsleistungen bearbeitet und 
Milliarden an Soforthilfen ange-
wiesen. Ohne digitale Prozesse 
wäre dies nicht möglich gewesen.“
Bundesinnenminister Horst See-
hofer habe daher entschieden, al-
le dafür erforderlichen Kräfte in 
einer eigenen Abteilung „Digita-
le Verwaltung“ zu bündeln. Auf 
diese Weise solle auch der erfolg-
reich angelaufene Prozess der Di-
gitalisierung der Verwaltungsleis-
tungen beschleunigt werden.
Bundesinnenminister Horst See-
hofer erklärte dazu: „Bürger und 
Unternehmen erwarten vom Staat, 

dass wir schnell und unbürokra-
tisch für alle da sind. Dafür brau-
chen wir digitale Prozesse in un-
seren Behörden von A bis Z: in 
Bund, Ländern und Kommunen. 
Es ist höchste Zeit, die Digitalisie-
rung entscheidend voranzubrin-
gen. Das hat auch die Corona-Pan-
demie deutlich gezeigt.“
Die Abteilung „Digitale Verwal-
tung“ soll zunächst aus fünf Or-
ganisationseinheiten mit insge-
samt rund 100 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern bestehen. Fort-
an sollen die Fäden der Verwal-
tungsdigitalisierung an dieser 
Stelle im BMI zusammenlaufen. 
Der Aufgabenbereich reicht von 
notwendigen Rechtsänderungen 

über das elektronische Identitäts-
management, Infrastrukturauf-
gaben bis zu den Online-Verfah-
ren und der Registermodernisie-
rung. Hinzu kommen zahlreiche 
weitere Themen aus den berei-
chen Verwaltungsmodernisierung 
und Verwaltungsorganisation.
„Bisher waren die Zuständigkei-
ten auf mehrere Unterabteilun-
gen und Projektgruppen verteilt. 
Die neue Struktur erlaubt uns 
noch fokussierter und schneller 
zusammenzuarbeiten“, sagt 
Staatssekretär Dr. Markus Rich-
ter, zugleich Beauftragter der Bun-
desregierung für Informations-
technik. „Ich möchte den Men-
schen den Zugang zu digitalen 
Leistungen vereinfachen.“
Zu den nächsten Projekten heißt 
aus dem Bundesinnenministeri-
um: „Dass die Digitalisierung der 
Verwaltung gut vorankommt, zei-
gen die ersten Erfolge: Das Wohn-
geld wurde digitalisiert und kann 
in den ersten Kommunen online 
beantragt werden. Krisenrelevan-

te Leistungen wie der Notfall-Kin-
derzuschlag oder Entschädigungs-
zahlungen für Arbeitgeber wur-
den in den letzten Wochen im 
Eilverfahren entwickelt und on-
line gestellt. Als nächstes stehen 
stark nachgefragte Leistungen wie 
ALGII und BAfög dem Pro-
gramm“.
Die neue Abteilung wird Ernst 
Bürger leiten, der seit 1998 für 
das BMI tätig ist, und Digitalisie-
rung und Modernisierung bereits 
in anderen Funktionen vorange-
trieben hat. mk

Neue Abteilung im BMI

Seehofer bündelt Kräfte 
zur digitalen Verwaltung
Bundesinnenminister Horst Seehofer hat die Gründung einer neu-
en Abteilung im Bundesinnenministerium (BMI) bekanntgegeben. 
Die Abteilung „Digitale Verwaltung“ soll die weitere Digitalisie-
rung in der Verwaltung beschleunigen. Geleitet wird die Abtei-
lung von Ernst Bürger. 

Spahn bestätigt 
ePA-Starttermin

Jens Spahn bekräftigte im Rah-
men der DMEA sparks, dass 
die elektronisch Patientenak-
te (ePA ) auf jeden Fall am 1. Ja-
nuar 2021 starten wird – auch 
wenn es dann im Nachgang 
noch weitere Anpassungen ge-
ben sollte. Wichtig sei es, an-
zufangen. Das Vorhaben liege 
im vereinbartem Zeit- und Kos-
tenrahmen. Der Minister hofft 
nun, dass die Ärzteschaft da-
bei helfe, die ePA zu einem Er-
folg zu machen. Spahn beton-

te, das gehe nur, wenn sie die 
ePA nutzen. Der nächste Schritt 
sei nun, im Rahmen der deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft 
ein gemeinsames Verständnis 
für den Austausch von Ge-
sundheitsdaten zu schaffen. 
Im Hinblick auf die Umsetzung 
der Digitalisierung im Gesund-
heitswesen ist Spahn zuver-
sichtlich: „In den vergange-
nen zwei Jahren haben wir 
mehr umgesetzt als in den 
zehn Jahren davor“. Zudem 
will Spahn auch die Interope-
rabilität in der Gesundheits-

branche weiter vorantreiben. 
Denn offene Schnittstellen und 
eine gemeinsame Sprache sei-
en die Voraussetzung für ein 
vernetztes digitales Gesund-
heitswesen.

Hintergrundinformationen 
Mit der ePA können Patienten 
ihre Gesundheitsdaten allen, 
die an ihrer Behandlung be-
teiligt sind, zur Verfügung 
stellen. Damit alle Daten ge-
speichert werden können, 
müssen die Arztpraxen und 
weitere Einrichtungen, wie 

zum Beispiel Krankenhäuser, 
an die Telematikinfrastruktur 
(TI) angeschlossen werden. 
Mit dem Digitale-Versorgung-
Gesetz (DVG) werden 
Apotheken (bis Ende Septem-
ber 2020) und Krankenhäuser 
(bis 1. Januar 2021) verpflich-
tet, sich an die TI anschließen 
zu lassen. Über die DMEA 
sparks: Wegen der Corona-
krise fand die IT-Gesund - 
heitsmesse in diesem Jahr  
digital statt. jm

http://bit.ly/BMG_ePA

Ministerialdirigent Ernst 
Bürger, bisher stellvertreten-
der Abteilungsleiter Ver-
waltungsmodernisierung & 
Verwaltungsorganisation im 
BMI, wird die neue Abteilung 
„Digitale Verwaltung“ leiten
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„Es ist höchste Zeit, 
die Digitalisierung 

entscheidend voran-
zubringen. “

Horst Seehofer, 
Bundesminister des Innern,  

für Bau und Heimat
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Im Rahmen der Studie haben die 
Macher versucht, die aktuelle Si-
tuation möglichst präzise einzu-
schätzen. Das Ergebnis lautet: 87 
Prozent der befragten Kommunen 
und kommunalen IT-Dienstleister 
sehen sich ganz oder zumindest 
teilweise in einem Abhängigkeits-
verhältnis zu den großen Software- 
und Cloud-Anbietern. Ob es aller-
dings zulässig ist, aus dieser doch 
ziemlich subjektiven Einschätzung 
schon eine faktische Abhängigkeit 
abzuleiten, wie es die Studie tut, 
sei einmal dahingestellt. Auch 
wenn es dazu in der Studie heißt: 
„Auch für die kommunale Ebene 
kann daher die These gestützt wer-
den, dass eine Abhängigkeit – zu-
mindest nach Selbsteinschätzung 
der Beteiligten – von proprietärer 
Software gegeben ist, auch wenn 
aktuell kein Zeitreihenvergleich 
vorliegt.“
Ähnlich subjektiv geht es weiter, 
wenn es im nächsten Absatz heißt: 
„Inwiefern Handlungsbedarf be-
steht, ist auch davon abhängig, ob 
diese Abhängigkeit als Schmerz-
punkt für die Verwaltung bezie-
hungsweise das Rechenzentrum 
bewertet wird.“ Nun ist auch 
„Schmerz“ eine höchst subjektive 
Erfahrung. Was auch die Ergeb-
nisse der Studie widerspiegeln. 
Wiederum bejaht knapp die Hälf-
te, nämlich 49 Prozent, während 
35 Prozent der Befragten die Ab-
hängigkeit nicht als einen Schmerz-
punkt betrachten. 
Zu den weiteren Ergebnissen heißt 
es dann: „Das Ergebnis zeigt, dass 
circa 23 Prozent der Befragten die 
Abhängigkeit von Software- oder 
Cloud-Anbietern als 'sehr kritisch' 
bewerten, 35 Prozent bewerten sie 
als 'eher kritisch' und noch 29 Pro-
zent als 'teilweise kritisch'. Wäh-
rend die strategische Marktanaly-
se zur Reduzierung von Abhängig-
keiten auf Ebene des Bundes 
Abhängigkeiten insbesondere von 
Produkten der Hersteller Mi-
crosoft, aber auch von anderen füh-
renden Software-Anbietern, vor al-
lem Oracle und SAP betrachtet, 
wird aus den Freifeld-Kommenta-
ren und ‚Nutzerstimmen‘ zur Be-
fragung auf der kommunalen Ebe-
ne deutlich, dass Abhängigkeiten 

auch von Software- und Cloud-An-
bietern im Bereich der Fachverfah-
ren und dort durchaus auch von 
kleineren Anbietern gesehen und 
als kritisch eingestuft werden. 
Die Autoren ziehen daraus den 
Schluss, dass die enorme Breite 
und Vielfalt der eingesetzten Ap-
plikationen in den Kommunen ein 
Wesensmerkmal der kommunalen 
IT-Landschaft sei, die es in punc-
to ‚Digitale Souveränität‘ in den 
Blick zu nehmen gelte. Denn die-
se könne nicht nur durch US-ame-
rikanische Firmen, sondern eben-
so durch monopolartige, privat-
wirtschaftliche Strukturen 
bei kritischen Fachverfah-
ren gefährdet werden.
Dass sich zudem knapp ein 
Drittel dafür entschieden 
habe, die Abhängigkeit nur 
als „teilweise kritisch“ zu 
bewerten, impliziere zu-
dem, so die Autoren, dass 
Unterschiede in der Bewer-
tung der Abhängigkeit ge-
macht werden. Beispiels-
weise könnte die System-
relevanz einer Applikation 
ausschlaggebend dafür 
sein, dass eine Abhängig-
keit nicht in Kauf genom-
men wird. Auf der anderen 
Seite könnten die Akzep-
tanz und das gewohnte Ver-
halten der Nutzenden im 
Umgang mit der Software aus-
schlaggebend dafür sein, dass ei-
ne Abhängigkeit bewusst einge-
gangen, in ihrem Risiko bewertet 
und letztlich durch die Befragten 
nicht als kritisch eingestuft wird.

Gründe der Abhängigkeit

Präziser werden die Autoren, wenn 
es darum geht, die Ursachen die-
ser Abhängigkeit, zu fassen. Dazu 
heißt es in der Studie unter ande-
rem: „Insgesamt überwiegt die ho-
he Marktkonzentration als ein 
Grund für die Abhängigkeit von 
einzelnen Software- und Cloud-
Anbietern.“ Dies äußere sich in 
„Quasi-Monopolen“ dadurch, dass 
es keine echte Produktalternative 
am Markt gebe oder aber die Al-
ternativen aufgrund von „Quasi-
Standards“ nur unter erschwerten 

Bedingungen einsetzbar seien. Bei-
spiele für „Quasi-Monopole“ seien 
der Einsatz von Microsoft Office 
im Bereich der Office Suiten oder 
Microsoft Windows bei den Be-
triebssystemen. In der konsequen-
ten Forderung und Nutzung offe-
ner Standards sehen die befragten 
Kommunen und IT-Dienstleister 
eine Möglichkeit, diese Abhängig-
keit auf Dauer zu mindern. „Denn 
sie würden die Kompatibilitäten 
zu anderen Produkte erhöhen.“ 
Daraus wird in der Studie die For-
derung abgeleitet, dass Fachappli-
kationen beispielsweise nicht nur 

Standards von Microsoft, sondern 
auch offene Standards wie bei-
spielsweise das Open Document 
Format (ODF) unterstützen. In Be-
zug auf die kommunale IT-Land-
schaft sei zu beachten, dass es da-
rüber hinaus gerade im Bereich ei-
niger Fachverfahren eine sehr 
hohe Marktkonzentration gebe und 
sogar Abhängigkeiten von nur ei-
nem Anbieter. 
Weniger nachvollziehbar sind da-
gegen die folgenden Einschätzun-
gen der Befragten. Denn es wer-
den fast gleichauf Know-how, 
Kompetenzen und Gewohnheit der 
Nutzenden als ein Abhängigkeits-
grund bewertet. Es seien die hohe 
„Usability“ (Nutzerfreundlichkeit) 
und die gewohnte Oberfläche be-
kannter Anwendungen mit hohem 
Durchdringungsgrad, die viele heu-
te im Arbeitsalltag nicht mehr mis-

sen wollen. Dies übe einen Druck 
auf die kommunale IT aus – ist die 
Akzeptanz auf Seiten der Nutzen-
den doch letztlich ein wesentlicher 
Produktivitäts- und damit Erfolgs-
faktor. Ein wenig klingt das Argu-
ment wie die Beschwerde eines 
Fahrzeughalters, der eine hochmo-
dernes Fahrzeug will, aber sich da-
rüber ärgert, dass er das Motor-
management nicht mehr in die ei-
genen Hände nehmen könne.
Auch wenn die Argumentation der 
Befragten in Teilen also durchaus 
zweifelhaft ist, unbestreitbar ist, 
dass man sich durch den Einsatz 
von Open-Source-Software einen 
Hebel verspricht, um die Abhän-
gigkeit von einzelnen Anbietern 
wenigstens zu mildern. So verwun-
dert es auch nicht, dass deutlich 

über 60 Prozent der befragten 
Kommunen „eine bedarfsgerech-
te Recherche nach Lösungen 
durchführen und Open-Source-
Produkte im Zuge dieser Prüfung 
gezielt auf ihre Eignung prüfen und 
dann auch beschaffen. 
So gab rund die Hälfte der befrag-
ten Kommunen und Rechenzent-
ren an, dass Open Source für sie 
im Beschaffungs- und Vergabever-
fahren schon heute eine besonde-
re Rolle spielt. Knapp 40 Prozent 
der befragten Kommunen und Re-
chenzentren führt eine bedarfsge-
triebene Recherche nach Lösun-
gen durch. OSS wird im Zuge die-
ser Bemühungen schon auf ihre 
Eignung geprüft und gegebenen-
falls gezielt beschafft und einge-
setzt. Die Nutzerstimmen zur Be-
fragung zeigen, dass aktuell häu-

fig die proprietäre Software 
aufgrund einer höheren Funktio-
nalität („Usability“) und Kompa-
tibilität den Vorzug erhält. Sie im-
plizieren auch, dass es gerade für 
kleine Kommunen schwierig ist, 
einen Zugang zu Open-Source-Pro-
dukten zu erhalten. Gerade hier 
fehlen Know-how und Kapazitä-
ten für das Erproben, Weiterent-
wickeln und den Support. Hier bie-
tet der Einsatz proprietärer Soft-
ware Vorzüge. Gleichzeitig 
verdeutlichen diese Stimmen, dass 
ein sukzessiver, vermehrter Ein-
satz von OSS nur durch größere 
Zusammenschlüsse gelingen kann.

Fazit

Nach Ansicht der Verfasser laden 
die vorliegenden Umfrageergeb-
nisse dazu ein, Resümee zu ziehen. 
Denn die Angaben zu den Fragen 
hätten ein vielfältiges Meinungs-
bild zum Einsatz von Open-Sour-
ce-Produkten ergeben. Umso wich-
tiger sind daher auch die Folgerun-
gen, welche die Autoren aus den 
Studienergebnissen ableiten.  
So werde zwar die Dringlichkeit 
des Themas erkannt, aber ein Um-
stieg als schwer umsetzbar emp-
funden. Dazu heißt es: „Ein klares, 
einheitliches Bild 'pro' oder 'cont-
ra' Open Source gibt es unter den 
befragten Kommunen und Rechen-
zentren nicht. Wenngleich es be-
reits viele gute Beispiele für Open 
Source gibt, so verhält sich die in-
tensive Auseinandersetzung damit 
noch zögerlich. Für viele Verwal-
tungen stellt sich die Frage, wie ein 
dauerhafter Support und eine Wei-
terentwicklung der OSS gelingen 
kann.“ Auch daraus folgt, dass ein 
erfolgreicher Einsatz von Open 
Source nur gelingen kann, wenn 
die interkommunale Zusammen-
arbeit verbessert wird. mk

Open Source

Mehr Unabhängigkeit 
für Kommunen?
Die Voraussetzungen und Bedingungen der Digitalen Souveränität 
treiben derzeit die eGovernment-Macher um. Der Deutsche Städte-
tag, der Verband der kommunalen IT-Dienstleister, Vitako, und die 
Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement, kurz 
KGSt, haben auf Initiative des Bundesinnenministeriums (BMI) und 
des IT-Planungsrats eine Umfrage zum Open-Source-Einsatz in Kom-
munen vorgelegt. Unstrittig ist, viele Kommunen sehen sich in ei-
ner Abhängigkeitsbeziehung von den großen IT-Herstellern. Aber 
bietet Open Source wirklich einen Ausweg und ist die kleine Stu-
die mehr als ein bloßes Stimmungsbild?

Ist Open Source der Weg zu mehr digitaler Souveränität?
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35%
eher kritisch

29%
teilweise kritisch

23%
sehr kritisch 6% eher nicht kritisch

4%
keine Antwort

2% nicht einschätzbar

1% nicht kritisch

Bewertung der Abhän-
gigkeit von Software- 
oder Cloudanbietern
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Sachsens CIO Tho-
mas Popp zur Rolle 
von eGovernment in 
Corona-Zeiten.

Ein eGovernment-
Booster: das Kon-
junkturprogramm 
der Bundesregierung.

64

Weitere Informationen

Die komplette Studie finden Sie unter folgen-
dem Link

[ bit.ly/KummunalesOSS ]



eGovernment Computing | 07/2020

Land
Seite 4

Herr Popp, das Interview wird 
mitten in einer historischen Kri-
se geführt. Wie stark haben die 
bisherigen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie die Verwal-
tung getroffen?
Thomas Popp: Gemessen an der 
Tragweite der Pandemie und ihrer 
Folgen haben wir in der sächsi-
schen Staatsverwaltung schnell 
und umfassend reagiert. Wir ha-
ben umgehend die notwendigen 
technischen und organisatorischen 
Rahmenbedingungen geschaffen, 
so dass die meisten Bediensteten 
im Homeoffice arbeiten konnten. 
So war die Arbeitsfähigkeit der Ver-
waltung weiterhin gewährleistet.
Die Voraussetzungen dafür wur-
den bereits vor gut einem Jahr ge-
schaffen. Schon im März 2019 hat-
te die Sächsische Staatsregierung 
beschlossen, beim Austausch oder 
Neukauf von Computern darauf zu 
achten, dass die Endgeräte mobil 
und damit auch für Telearbeit ein-
gesetzt werden können. Auf dem 
mittlerweile erreichten Stand 
konnten wir zu Beginn der Coro-
na-Pandemie aufbauen. Flächen-
deckend war zwar noch nicht je-
der Bedienstete mit einem mobi-
len Endgerät und der notwendigen 
Technik für die Einwahl ins dienst-
liche Netz ausgestattet, aber die 
IT-Fachkräfte in den Behörden, im 
Staatsbetrieb Sächsische Informa-
tik Dienste und in der Abteilung 
für Digitalisierung der Verwaltung 
der Sächsischen Staatskanzlei re-
agierten schnell. Es wurde umge-
hend weitere Technik angeschafft, 
verteilt und in Betrieb genommen. 
Im Ergebnis konnten in der Säch-
sischen Staatskanzlei ungefähr 
zwei Drittel der Bediensteten zeit-
weise oder sogar komplett von ih-
rem Zuhause aus arbeiten.

Wie geht es denn nach der Kri-
se weiter? Alle zurück ins Bü-
ro oder bleibt eine gewisse 
Wahlfreiheit für die Bedienste-
ten, wo sie künftig – je nach 
persönlicher Präferenz – arbei-
ten wollen?
Thomas Popp: Auch wenn es dank 
sinkender Infektionszahlen jetzt 
wieder die Möglichkeit gibt, dass 
viele Bediensteter in ihre Büros zu-
rückkehren, dürfen wir beim The-
ma Telearbeit nicht nachlassen. 
Das mobile Arbeiten im Home-
office hat sich in vielen Bereichen 
bewährt. Besonders technikaffine 
Bedienstete oder Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die zu Hause Be-
ruf und Familie besser vereinba-
ren können, sollten dies auch in 
normalen Zeiten nutzen können. 

Natürlich müssen dafür die pas-
senden Rahmenbedingungen herr-
schen. Die Technik ist dabei die ei-
ne Seite. Die andere Seite die or-
ganisatorischen Prozessen und not-
wendige feste Präsenzzeiten am 
Arbeitsplatz. Eine generelle Wahl-
freiheit wird es also nicht geben 
können.
Die starken Einschränkungen wäh-
rend der Pandemie haben außer-
dem vielen Bediensteten bewusst 
werden lassen, wie wichtig regel-
mäßige persönliche Kontakte mit 
den Kolleginnen und Kollegen am 
Arbeitsplatz sind. Austausch, Ide-

enfindung, kurze Absprachen – das 
alles geht natürlich viel besser, 
wenn man sich sieht. Hinzu kommt, 
dass auch die Führungskräfte 
durch die Zeit im Homeoffice ganz 
anders gefordert sind. Sie müssen 
ihre Teams jetzt virtuell führen und 
zugleich für einen kollektiven Zu-
sammenhalt sorgen. All diese Fak-
toren müssen wir sorgsam prüfen, 
wenn Telearbeit künftig nicht mehr 
die Ausnahmeoption sein soll. Je-
de Dienststelle muss einen Aus-
gleich zwischen den fachlichen An-
forderungen der Verwaltung und 
den Wünschen der Bediensteten 
finden und jeweils die zuständige 
Personalvertretung angemessen 
beteiligen.

Die Corona-Krise hat also ver-
waltungsintern – gerade bei 
Aspekten des mobilen Arbei-
tens – einige Dynamik ins Sys-
tem gebracht. Wie sieht es denn 
generell bei der Umsetzung von 
digitalisierten Verwaltungs-
leistungen aus?
Thomas Popp: Wie in der aktu-
ellen Situation schnelle und be-
darfsgerechte Lösungen für Ver-
waltungsleistungen entwickelt wer-
den können, zeigt das Beispiel An-
trag auf Entschädigung bei 
Verdienstausfällen, wenn Kita oder 
Schule wegen der Corona-Pande-

mie geschlossen wurden. Ein Aus-
gleich kann den Eltern entspre-
chend des Infektionsschutzgeset-
zes gezahlt werden. Die Komm24 
GmbH, die kommunale IT-Gesell-
schaft des Freistaates Sachsen, und 
die Sächsische Staatskanzlei stell-
ten einen Onlineassistenten bereit, 
der über das sächsische Service-
portal Amt24 nutzbar ist. Antrag-
steller können über ein persönli-
ches Servicekonto das Formular 
vollständig online ausfüllen, die 

erforderlichen Nachweise per 
Mausklick beifügen und den An-
trag digital an die Landesdirekti-
on Sachsen übermitteln. Beson-
ders bemerkenswert ist der Zeit-
horizont, in dem dieses Onlinean-
gebot bereitgestellt wurde. 
Innerhalb eines Monats wurde ei-
ne fertige Lösung entwickelt, ge-
testet und zur Nutzung freigege-
ben. Ein Erfolg, der als Maßstab 
für Digitalisierungsvorhaben der 
Zukunft dienen sollte. Alle Betei-
ligten haben gezeigt, dass es schnell 
und effektiv möglich ist, einen neu-
en Verwaltungsprozess digital um-
zusetzen.
Daneben bietet die Komm24 
GmbH den Kommunen den On-
lineantrag „Wirtschaftsförderung 
Corona – Wir helfen sofort“ als 
Muster an. Dieser Antrag kann in-
dividuell angepasst und ebenfalls 
über Amt24 angebunden werden. 
In den letzten Tagen konnten wir 
beispielsweise für das Angebot der 
Stadt Leipzig zur Soforthilfe für 
Soloselbständige einen rasanten 
Anstieg in der Nutzung des Amt24 
beobachten.

Herr Popp, Sie sind mit großen 
Ambitionen in die neue Aufga-
be als Staatssekretär für Digi-
talisierung und Verwaltungs-
modernisierung gestartet. Was 
hat angesichts der Folgen der 
Corona-Pandemie davon noch 
Bestand?
Thomas Popp: Ich glaube, dass 
die Corona-Pandemie sehr ein-
drucksvoll zeigt, dass ohne Digita-
lisierung die Lage noch verheeren-
der wäre. Ob Homeoffice, digitali-

sierte Dienstleistungen oder digi-
tale Kommunikation: Ohne 
bedarfsgerechte IT-Ausstattung 
und leistungsfähige IT-Strukturen 
wären unsere Arbeitsfähigkeit noch 
eingeschränkter und die soziale 
Isolation viel gravierender ausge-
fallen. Ich plädiere deshalb dafür, 
dass wir – selbst bei angespannter 
Haushaltslage – nicht am falschen 
Ende, nämlich bei der Digitalisie-
rung, sparen.
Es hat sich gezeigt, dass die öffent-
liche Hand an den Stellen, wo sie 
eigene IT-Kompetenzen und aus-
reichend Ressourcen vorhält, dy-
namisch und flexibel auf Bedarf 
reagieren kann. Deshalb sollten 
diese IT-Kompetenzen unbedingt 
weiter gestärkt werden, um digi-
tale Souveränität zu gewährleis-
ten. Gleichzeitig wollen wir auch 
weiterhin auf externe Unterstüt-
zung bauen, nämlich da, wo sie nö-
tig und sinnvoll ist. Eine einseiti-
ge Abhängigkeit der Staatsverwal-
tung darf es aber nicht geben. Erst 
wenn wir als Auftraggeber unsere 
externen Dienstleister zielgerich-
tet steuern, können wir diese effi-

zient einsetzen. Deshalb müssen 
wir auch nach Bewältigung der ak-
tuellen Phase der Pandemie in 
mehr Personalstellen investieren. 
Bei den vorhandenen Kolleginnen 
und Kollegen sollte die IT-Kompe-
tenz weiterhin gefördert und das 
Bewusstsein dafür geschärft wer-
den, was digitale Souveränität für 
die Arbeit eines jeden Bedienste-
ten heißt.
Wo es künftig keine Kompromis-
se oder gar einen Sparkurs geben 
darf, ist die IT-Sicherheit. Je mehr 
wir auf die digitale Verwaltung bau-
en, desto umfassender müssen 
Maßnahmen der IT-Sicherheit 
greifen. Die Vertrauens- und 
Glaubwürdigkeit von Staat und 
Verwaltung hängt an ganzheitli-
cher Informationssicherheit und 
umfassendem Datenschutz. Die 
Politik muss hier zentrale Vorga-
ben machen. Umgesetzt werden 
müssen sie durch Führungskräfte 
und die Bediensteten, und dabei 
kommt es auf jeden einzelnen an. 
Sie sollten für die Gefahren sensi-
bilisiert werden, um sich entspre-
chend umsichtig und verantwor-
tungsbewusst zu verhalten. Das gilt 
insbesondere für die „neuen“ mo-
bilen Einsatzszenarien im Home-
office, die durch die aktuelle Situ-
ation alltagstauglich geworden 
sind.

Wie schätzen Sie zum Ab-
schluss generell die aktuelle 
Situation zur OZG-Umsetzung 
in Deutschland ein und ist die 
gesetzliche Umsetzungsfrist 
unter den aktuellen Rahmen-
bedingungen überhaupt 
haltbar?
Thomas Popp: Zunächst einmal 
gilt, dass die gesetzliche Frist zur 
Umsetzung des Online Zugangs-
gesetzes (OZG) ein Fixpunkt ist. 
Zum aktuellen Zeitpunkt sehe ich 
keine Veranlassung, daran zu rüt-
teln. Sollte über eine Verlängerung 
der Frist diskutiert werden, ver-
schließe ich mich dem nicht. Die 
durch die Corona-Pandemie ent-
standene Dynamik bei Digitalisie-
rungsvorhaben zeigt aber auch, 
dass manch‘ unnötige Diskussion 
vermieden und zielorientierter ge-
handelt werden kann. Wir sollten 
diesen Drive unbedingt weiternut-
zen.
In den vergangenen Monaten – 
auch vor der Corona-Pandemie – 
hat sich bei der OZG-Umsetzung 
viel bewegt. Besonders in den Di-
gitalisierungslaboren wird nach 
meiner Einschätzung gute Arbeit 
in Sachen schnelle Entwicklung 
von OZG-Anwendungen aber auch 
bei der Prozessoptimierung geleis-
tet. Ich glaube, dass wir im Zuge 
der OZG-Umsetzung viele der Ver-
fahren deutlich verschlanken kön-
nen und so die digitale Verwaltung 
schneller, besser und kunden-
freundlicher machen.
Wozu die deutsche Verwaltung fä-
hig ist, haben nicht zuletzt die be-
sonderen Umstände in den vergan-
genen Wochen deutlich gemacht. 
Ich bin mir sicher, dass eine Leh-
re aus der aktuellen Situation sein 
wird, dass Kundenorientierung 
und Kundennähe nicht ausschließ-
lich auf analogen Kanälen möglich 
ist.
 Die Fragen stellte 
 Manfred Klein

eGovernment in Zeiten von Corona

Krise beweist Leistungsfähigkeit 
der Verwaltung in Deutschland
Auch nach der Bewältigung der Corona-Krise wird es für die Verwaltungen keinen Weg 
zurück zum alten Zustand geben. Das Homeoffice zum Beispiel wird bleiben und die Digi-
talisierung weiter zunehmen. Den damit verbundenen Herausforderungen muss sich die 
Leitungsebene stellen. eGovernment Computing hat darüber mit dem Staatssekretär für 
Digitalisierung und Verwaltungsmodernisierung in Sachsen, Thomas Popp, gesprochen. 

Für Thomas Popp hat die Corona-Krise auch die Leistungsfähig-
keit der deutschen Verwaltung gezeigt
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„Wo es künftig keine Kompromisse 
oder gar einen Sparkurs geben  

darf, ist die IT-Sicherheit. Je mehr 
wir auf die digitale Verwaltung 

bauen, desto umfassender müssen 
Maßnahmen der IT-Sicherheit  
greifen. Die Vertrauens- und  

Glaubwürdigkeit von Staat und 
Verwaltung hängt an ganzheitli-
cher Informationssicherheit und 

umfassendem Datenschutz “
Thomas Popp, Staatssekretär für  

Digitalisierung und Verwaltungsmodernisierung  
in Sachsen


